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Zur Lage der Kinder in der BRD
Zwanzig Jahre werden am 20. November 1979 vergangen 
sein, seitdem die UN-Vollversammlung die Erklärung der 
Rechte des Kindes beschloß, „da die Menschheit dem 
Kinde das Beste schuldig ist, das sie zu geben hat“. Das 
BRD-Magazin „V-illustriert“ hat in seiner Juni-Ausgabe 
1978 in diesem Zusammenhang eine Bilanz gezogen, was 
die „freiheitlich-demokratische Wohlstandsgesellschaft“ in 
diesem Lande inzwischen für den Wohlstand ihrer Kinder 
zuwege brachte.

Unter Berufung auf ein amtliches BRD-Bulletin stellt 
das Blatt für die Situation ausgangs des Jahres 1976 fest:
— Die Säuglingssterblichkeitsrate „steht in entgegenge- ■ 

setztem Verhältnis zum zivilisatorischen Standard un
seres Landes“: Von 602 851 lebend geborenen Kindern 
erreichten 10 506 Babys nicht die Vollendung ihres ersten 
Lebensjahres.

— Die polizeilich erfaßten Mißhandlungen von „Schutz
befohlenen“ unter 14 Jahren haben sich von 1975 auf 
1976 um 9 Prozent erhöht (nichtamtliche Schätzungen: 
120 000 „normale“, 30 000 schwere Kindesmißhandlungen 
im Jahr).

— 14 862 Fälle sexuellen Mißbrauchs von Kindern wurden 
registriert. Das entspricht einer Steigerung von 2,5 Pro
zent gegenüber dem Vorjahr (von den Dunkelziffern — 
gerade bei diesem Delikt — gar nicht zu reden).

— 2 169 Kinder unter 10 Jahren kamen durch Unfälle ver
schiedener Art zu Tode.

— 15 000 Kinder und Jugendliche zwischen 6 und 18 Jahren 
versuchten sich umzubringen.
„V-illustriert“ knüpft an diese Bilanz des Schreckens 

die Bemerkung: „Kinder als kleine Putten in Parks, Kin
der als liebliche Amouretten auf Gemälden, Kinder auch 
heute, großäugig und niedlich-hilflos, auf Billig-Bildern in 
Kaufhäusern — eine idyllische Kinderwelt, eine Welt, die 
in Ordnung ist? Nein, ... in der Bundesrepublik werden 
mehr Kinder mißbraucht, mißhandelt, totgeschlagen als in 
vergleichbaren Ländern.“

Die BRD-Zeitschrift hat unter der Schlagzeile „Liebe ist 
nur ein Wort“ auch geprüft, wie es nach zwei Jahrzehnten 
seit der UN-Erklärung um gesetzgeberische Fortschritte

zum Schutze der Kinder in der BRD bestellt ist. Die Zeit
schrift erinnert zunächst daran, daß nach höchstrichter
lichem Entscheid Erziehern nach wie vor ein „Gewohn
heitsrecht“ auf körperliche Züchtigung zuerkannt ist. Sie 
registriert sodann, daß „von Staat und Gesellschaft Kin
dern beständig vorenthalten oder doch zum Teil erheblich 
eingeschränkt werden: das Recht auf die freie Entfaltung 
der Persönlichkeit, auf körperliche Unversehrtheit, auf 
Gleichberechtigung ohne Nachteil wegen Geschlecht, Ab
stammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft, religiöser 
oder politischer Anschauungen, auf Gerechtigkeit, auf freie 
Meinungsäußerung und Information, auf Familie, auf freie 
Wahl von Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte . . . “ .

Auch für die Zukunft macht „V-illustriert“ wenig Hoff
nung: Seit annähernd zwei Jahren werde in Bonn an 
einem Programm gebastelt, das dazu beitragen soll, „unsere 
noch lange nicht kinderfreundliche Gesellschaft kinder
freundlicher zu machen“. Das Magazin räumt aber ein, daß 
wenig Chancen bestünden, beispielsweise einen Gesetz
entwurf zur Neuordnung der elterlichen Sorge über die par
lamentarischen Hürden zu bringen, der wenigstens im ele
mentaren Bereich gewisse Erleichterungen in der Situation 
der Kinder bringen könnte.

So wird an der Tagesordnung bleiben, was sich in Ham
burg zutrug: Fast zehn Jahre lang leitete ein Pädagoge 
eine Heimschule nach der Devise, daß Prügel das nütz
lichste Vorrecht der Erzieher seien. Das Gericht stand auf 
seiner Seite, als gegen ihn Klage erhoben worden war, weil 
er wieder einmal brutal mit dem Stock auf Schüler einge
schlagen hatte. Im „Hamburger Abendblatt“ gab es dazu 
seinerzeit nur lobende Leserzuschriften.

Mit dem Eingeständnis „vielleicht haben wir in der 
Bundesrepublik das Jahr des Kindes am nötigsten“ be
schließt das sozialdemokratische Magazin „V-illustriert“ 
seinen Exkurs zur Lage der Kinder in der BRD. Daran 
wird zu erinnern sein, wenn auf der politischen Spielwiese 
in der BRD zum Internationalen Jahr des Kindes, dem 
Jubiläumsjahr der UN-Erklärung von 1959, wieder einmal 
Ballons bunter Phrasen aufgeblasen werden.

Sage mir, wie menschlich eine Gesellschaft nicht zuletzt 
mit ihren Kindern umgeht, und ich sage dir, wie mensch
lich diese Gesellschaft selbst ist — das Leben, die Wirklich
keit bleibt der Prüfstein dieser Wahrheit, die den Kern 
der UN-Erklärung über die Rechte des Kindes ausmacht.

Ha. Lei.

Im Staatsverlag der DDR erscheint im Dezember: 
Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. J. Lekschas: 
Strafrecht/Allgemeiner Teil — Lehrbuch
2., veränderte Auflage 
576 Seiten; EVP: 26,50 M
Das Lehrbuch vermittelt einen geschlossenen Überblick 
über alle wesentlichen theoretischen und praktischen Fra
gen des Allgemeinen Teils des Strafrechts. Einem einlei
tenden Kapitel über sozialistisches Strafrecht und über 
Strafrechtswissenschaft folgen Ausführungen über die 
Herausbildung und Entwicklung des Strafrechts der 
DDR, über die Lehre vom Strafgesetz, von der Straftat 
und vom Straftäter, über die strafrechtliche Verantwort
lichkeit und über die Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit sowie über die Abstandnahme davon. 
Auf die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwort
lichkeit Jugendlicher wird in einem weiteren Kapitel ein
gegangen.

Das Lehrbuch wurde auf der Grundlage der Neuko
difikation von erfahrenen Hochschullehrern unter Mit
wirkung von Praktikern erarbeitet; es entspricht in sei
ner Methodik dem vom Ministerium für Hoch- und Fach
schulwesen bestätigten Lehrprogramm für die Aus- und 
Weiterbildung der Studenten auf diesem Rechtsgebiet.


